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70. Kundmachung: Mitgliedschaft Kenias, Kuwaits und Sansibars zur Organisation der Vereinten
Nationen.

7 1 . Kundmachung: Endgültiges Inkrafttreten des Internationalen Kaffee-Übereinkommens 1962
und dessen Geltungsbereich.

7 2 . Kundmachung: Außerkrafttreten des Einstweiligen Abkommens zwischen Österreich und den
Vereinigten Staaten von Amerika.

73. Deklaration über den vorläufigen Beitritt der Föderativen Volksrepublik Jugoslawien zum
Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommen.

7 0 . Kundmachung des Bundeskanzleramtes
vom 3. April 1964 über die Mitgliedschaft
Kenias, Kuwaits und Sansibars zur Organi-

sation der Vereinten Nationen.

Seit der Kundmachung des Bundeskanzleramtes
vom 8. Feber 1963, BGBl. Nr. 27, sind Kuwait
am 14. Mai 1963 sowie Kenia und Sansibar am
16. Dezember 1963 Mitglieder der Vereinten
Nationen geworden.

Klaus

7 1 . Kundmachung des Bundeskanzleramtes
vom 3. April 1964, betreffend das endgültige
Inkrafttreten des Internationalen Kaffee-
Übereinkommens 1962 und dessen Geltungs-

bereich.

Nach einer Mitteilung des Generalsekretärs der
Vereinten Nationen ist das am 1. Juli 1963 vor-
läufig in Kraft getretene Internationale Kaffee-
Übereinkommen 1962, BGBl. Nr. 235/1963, ge-
mäß seinem Artikel 64 Absatz 1 am 27. De-
zember 1963 endgültig in Kraft getreten, nach-
dem außer Österreich nachstehende Staaten bis
zu diesem Datum ihre Ratifikationsurkunden
hinterlegt hatten:

Argentinien, Australien, Brasilien, Burundi,
Costa Rica, Dänemark, Bundesrepublik Deutsch-
land, Dominikanische Republik, Elfenbeinküste,
El Salvador, Frankreich, Gabon, Guatemala, In-
dien, Kamerun, Kanada, Kolumbien, Kuba, Ma-
dagaskar, Mexiko, Neuseeland, Nigeria, Nor-
wegen, Panama, Peru, Rwanda, Schweden, Spa-

nien, Tanganjika, Uganda, Vereinigtes Königreich
von Großbritannien und Nordirland, Vereinigte
Staaten von Amerika.

Weiters ist das Übereinkommen am 27. De-
zember 1963 auch für folgende Staaten, welche
gemäß seinem Artikel 65 Beitrittsurkunden hin-
terlegt hatten, in Kraft getreten:

Dahomey, Kongo (Brazzaville), Tunesien.
Bis zum 31. Dezember 1963 haben noch fol-

gende Staaten ihre Ratifikations- oder Annahme-
urkunden gemäß Artikel 63 des Übereinkom-
mens hinterlegt:

Ecuador, Indonesien, Kongo (Leopoldville), Ni-
caragua, Niederlande, Portugal, Trinidad und
Tobago, Union der Sozialistischen Sowjetrepu-
bliken, Zentralafrikanische Republik.

Schließlich hat Togo am 31. Dezember 1963
seine Beitrittsurkunde gemäß Artikel 65 des
Übereinkommens hinterlegt.

Australien hat anläßlich der Ratifikation die
bei der Unterzeichnung abgegebene Erklärung
bestätigt, daß das Übereinkommen auch für
Papua und das Treuhandgebiet Neu-Guinea gilt.

Die Ratifikationsurkunde von Neuseeland ent-
hält eine Erklärung gemäß Artikel 67 des Über-
einkommens, daß dieses auch für die Cook-
Inseln (einschließlich Niue) und die Tokelau-
Inseln gilt.

Das Vereinigte Königreich von Großbritannien
und Nordirland hat am 10. Juli 1963 notifiziert,
daß das Übereinkommen auf Barbados und
Kenia ausgedehnt wird.

Burundi und Rwanda haben gemäß Artikel 5
Absatz 1 des Übereinkommens erklärt, daß sie
der Organisation als Mitgliedergruppe beitreten.

Klaus
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7 2 . Kundmachung des Bundeskanzleramtes
vom 9. April 1964, betreffend das Außer-
krafttreten des Einstweiligen Abkommens
zwischen Österreich und den Vereinigten

Staaten von Amerika.

Mit dem Inkrafttreten des Protokolls zum All-
gemeinen Zoll- und Handelsabkommen über die

Ergebnisse der Zolltarifkonferenz 1960/61, BGBl.
Nr. 53/1964, für Österreich am 7. März 1964 ist
das Einstweilige Abkommen zwischen Österreich
und den Vereinigten Staaten von Amerika, BGBl.
Nr. 233/1962, gemäß seinem Abschnitt IV außer
Kraft getreten.

Klaus

73.

Nachdem die Deklaration über den vorläufigen Beitritt der Föderativen Volksrepublik
Jugoslawien zum Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommen, welche also lautet:

(Übersetzung)

DEKLARATION ÜBER DEN VORLÄU-
FIGEN BEITRITT DER FÖDERATIVEN
VOLKSREPUBLIK JUGOSLAWIEN ZUM
ALLGEMEINEN ZOLL- UND HANDELS-

ABKOMMEN

IN DER ERWÄGUNG, daß die Regierung der
Föderativen Volksrepublik Jugoslawien (im fol-
genden als „Regierung Jugoslawiens" bezeichnet)
am 17. Oktober 1962 ein formelles Ansuchen
um Beitritt zum Allgemeinen Zoll- und Handels-
abkommen (im folgenden als „Allgemeines Ab-
kommen" bezeichnet) nach den Bestimmungen
des Artikels XXXIII des Allgemeinen Abkom-
mens gestellt hat und daß die Regierung Jugo-
slawiens bereit ist, mit Vertragsstaaten jene Zoll-
tarifverhandlungen, die einem Beitritt nach Ar-
tikel XXXIII voranzugehen haben, zu führen,
sobald derartige Verhandlungen nach der An-
nahme eines endgültigen Zolltarifes durch Jugo-
slawien durchführbar sein werden;

IN DER ERWÄGUNG, daß die Handels-
beziehungen zwischen der Regierung Jugoslawiens
und den meisten Vertragsstaaten des Allgemeinen
Abkommens während dreier Jahre durch die
Deklaration vom 25. Mai 1959 geregelt waren,
die als Übergangsstadium gedacht war, bis Jugo-
slawien in der Lage wäre, um den Beitritt zum
Allgemeinen Abkommen gemäß Artikel XXXIII
anzusuchen;

IN DER ERWÄGUNG, daß die Regierung
Jugoslawiens nach den Bestimmungen der ge-
nannten Deklaration sich mittels der Entwick-
lung von Maßnahmen auf dem Gebiet der Han-
delspolitik nach und nach in die Lage versetzt
hat, den Bestimmungen des Allgemeinen Ab-
kommens volle Wirksamkeit zu verschaffen;
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IN DER ERWÄGUNG, daß die Regierung
Jugoslawiens, solange der Beitritt nach Artikel
XXXIII in Schwebe ist, bereit ist, die Ver-
pflichtungen aus dem Allgemeinen Abkommen
zu übernehmen; und

IN DER ERWÄGUNG, daß es wünschenswert
erscheint, daß die Handelsbeziehungen zwischen
Jugoslawien und Vertragsstaaten so bald als mög-
lich auf dem Allgemeinen Abkommen basieren
und daher für den vorläufigen Beitritt der Re-
gierung Jugoslawiens zum Allgemeinen Abkom-
men als einen weiteren Schritt zum Beitritt nach
Artikel XXXIII Vorsorge zu treffen;

1. ERKLÄREN die Regierung Jugoslawiens
und die anderen Regierungen, seitens derer diese
Deklaration angenommen wurde (im folgenden
als „teilnehmende Regierungen" bezeichnet), daß,
solange der Beitritt der Regierung Jugoslawiens
zum Allgemeinen Abkommen nach den Bestim-
mungen des Artikels XXXIII, der einerseits vom
befriedigenden Abschluß von Zolltarifverhand-
lungen, für die Verfahrensregeln seitens der
VERTRAGSSTAATEN festzulegen sein werden,
und andererseits, falls dies hinsichtlich anderer
Angelegenheiten erforderlich sein sollte, von der
Überprüfung der Anwendung der Bestimmungen
des Allgemeinen Abkommens abhängig sein wird,
in Schwebe ist, die Handelsbeziehungen zwischen
den teilnehmenden Regierungen und der Re-
gierung Jugoslawiens auf dem Allgemeinen Ab-
kommen basieren werden, nach Maßgabe der
nachstehenden Bedingungen:

(a) Die Regierung Jugoslawiens wendet vor-
läufig und vorbehaltlich der Bestimmungen
dieser Deklaration (i) die Teile I und III
des Allgemeinen Abkommens und (ii)
Teil II des Allgemeinen Abkommens im
gesamten Ausmaß, das mit den am Tage
des Datums dieser Deklaration bestehenden
Rechtsvorschriften Jugoslawiens vereinbar
ist, an; die Verpflichtungen, die in Artikel I
Absatz 1 des Allgemeinen Abkommens ge-
mäß einer Bezugnahme auf Artikel III ent-
halten sind, sowie die Verpflichtungen, die
in Artikel II Absatz 2 lit. (b) gemäß einer
Bezugnahme auf Artikel VI enthalten sind,
werden für die Zwecke dieser Ziffer als
zum Teil II des Allgemeinen Abkommens
gehörig angesehen.

(b) Während Jugoslawien auf Grund der Meist-
begünstigungsbestimmungen des Artikels I
des Allgemeinen Abkommens in den Genuß
der Zugeständnisse gelangt, die in den
Listen im Anhang zum Allgemeinen Ab-
kommen enthalten sind, erhält es keine
unmittelbaren Rechte bezüglich dieser Zu-
geständnisse, sei es auf Grund der Bestim-
mungen des Artikels II, sei es auf Grund
der Bestimmungen irgendeines anderen Ar-
tikels des Allgemeinen Abkommens.
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(c) In jedem Fall, in dem Artikel V Absatz 6,
Artikel VII Absatz 4 lit. (d) und Artikel X
Absatz 3 lit. (c) des Allgemeinen Abkom-
mens auf den Tag des Datums dieses Ab-
kommens Bezug nehmen, ist für Jugo-
slawien der Tag des Datums dieser Dekla-
ration anzuwenden.

(d) Die von der Regierung Jugoslawiens an-
zuwendenden Bestimmungen des Allge-
meinen Abkommens sind diejenigen, die in
dem Text enthalten sind, der der Schluß-
akte der zweiten Tagung des Vorbereiten-
den Komitees der Konferenz der Vereinten
Nationen für Handel und Beschäftigung
angeschlossen ist, und zwar in der durch
Übereinkommen, die am Tage des Datums
dieser Deklaration in Kraft stehen, berich-
tigten, geänderten, ergänzten oder ander-
weitig modifizierten Fassung;

2. ERSUCHEN die Regierung Jugoslawiens und
die teilnehmenden Regierungen die VERTRAGS-
STAATEN des Allgemeinen Abkommens (im
folgenden als die „VERTRAGSSTAATEN" be-
zeichnet), die für die Durchführung dieser Dekla-
ration erforderlichen Maßnahmen zu treffen.

Diese Deklaration, die von den VERTRAGS-
STAATEN mit Zweidrittelmehrheit genehmigt
wurde, wird beim Exekutivsekretär der VER-
TRAGSSTAATEN hinterlegt. Sie liegt für die
Regierung Jugoslawiens, für Vertragsstaaten des
Allgemeinen Abkommens sowie für jede Regie-
rung, die dem Allgemeinen Abkommen vor-
läufig beigetreten ist, zur Annahme, durch Unter-
zeichnung oder in anderer Weise, auf.

Diese Deklaration tritt zwischen der Regierung
Jugoslawiens und jeder teilnehmenden Regierung
am dreißigsten Tag nach dem Tag ihrer Annahme
durch die Regierung Jugoslawiens und die be-
treffende Regierung in Kraft. Sie bleibt in Kraft,
bis die Regierung Jugoslawiens dem Allgemeinen
Abkommen nach den Bestimmungen des Ar-
tikels XXXIII beitritt oder bis 31. Dezember
1965, je nachdem, welcher Zeitpunkt der frühere
ist, es sei denn, die Regierung Jugoslawiens und
die teilnehmenden Regierungen kommen über-
ein, die Geltungsdauer dieser Deklaration bis
zu einem späteren Zeitpunkt zu verlängern.

Der Exekutivsekretär der VERTRAGS-
STAATEN übermittelt unverzüglich eine be-
glaubigte Abschrift dieser Deklaration sowie eine
Notifikation über jede Annahme derselben jeder
Regierung, für die diese Deklaration zur An-
nahme aufliegt.

GESCHEHEN zu Genf, am dreizehnten No-
vember neunzehnhundertzweiundsechzig, in ein-
facher Ausfertigung in französischer und eng-
lischer Sprache, wobei beide Texte authentisch
sind.
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die verfassungsmäßige Genehmigung des Nationalrates erhalten hat, erklärt der Bundespräsident
diese Deklaration für ratifiziert und verspricht im Namen der Republik Österreich die gewissen-
hafte Erfüllung der in dieser Deklaration enthaltenen Bestimmungen.

Zu Urkund dessen ist die vorliegende Ratifikationsurkunde vom Bundespräsidenten unter-
zeichnet, vom Bundeskanzler, vom Bundesminister für Finanzen, vom Bundesminister für Land-
und Forstwirtschaft, vom Bundesminister für Handel und Wiederaufbau und vom Bundesminister
für Auswärtige Angelegenheiten gegengezeichnet und mit dem Staatssiegel der Republik Öster-
reich versehen worden.

Geschehen zu Wien, am 14. Feber 1964.

Der Bundespräsident:
Schärf

Der Bundeskanzler:
Gorbach

Der Bundesminister für Finanzen:
Korinek

Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft:
Hartmann

Der Bundesminister für Handel und Wiederaufbau:
Bock

Der Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten:
Kreisky

Die vorliegende Deklaration ist für Österreich am 15. April 1964 in Kraft getreten.

Klaus
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